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wesentlichen Anderungen des Schulgesetzes

2.
Schul gesetz in N ordrhein-Westfalen

fia tl-00.t00t

r.  lndividuel le Förderung

Schülerinnen und Schüler werden künftig noch stärker

als bisher gefördert werden. Die individuelle Förderung,

die erheblich verbessert wird und Leitidee des neuen

5chulgesetzes ist, sichert die Durchlässigkeit innerhalb

der Schule und zwischen den Schulformen. Demnächst

wird bereits zwei Jahre vor der Einschulung gegebenen-

falls vorhandenen Defiziten in der Sprachentwicklung

im Zusammenwirken mit den Kindertageseinrichtun-

gen entgegengetreten. Die individuelle Förderung fin-

det danach während der gesamten Schulzeit kontinu-

ierl ich ihre Fortsetzung. Die Schule hat den Unterricht

nach dem neuen Schulgesetz so zu gestalten und die

Schülerinnen und Schüler so zu fördern, dass die Ver-

setzung der Regelfall ist (insbesondere [$ t,2,36, 5o).

Die Zahl von 78799 Klassenwiederholern im Schuljahr

zo o5/ zoo6 (Nichtversetzu n gen u nd freiwill ige Wieder-

holer) und damit die Wiederholerquote von 2,7 % ist

deutlich zu hoch.

Die 5chule muss den Bedürfnissen von Schülerinnen

und 5chülern mi t  Entwick lungsverzögerungen und

Behinderungen ebenso gerecht werden wie denen

besonders begabter Schülerinnen und Schüler. Drohen-

dem Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigun-

gen aller 5chülerinnen und Schüler hat sie - unter früh-

zeitiger Einbeziehung der Eltern - mit vorbeugenden

Maßnahmen zu begegnen. Das Land hat seit dem Re-

gierungswechsel im vergangenen Jahr damit begon-

nen, den Schulen die dafür notwendigen Lehrkräfte zur

Verfügung zu stellen.

Fördern heißt auch von einem Kind so viel zu fordern,

wie es mit Jiniget Anstrengung erreichen kann. Hierzu

gehört es, dass künftig neben den übrigen schulischen

Leistungen auch die Ergebnisse von Lernstandserhe-

bungen angemessen bei der Leistungsbewertung be-

rücksichtigt werden.

Ein wei terer  Bauste in der  Konzept ion , , ind iv iduel le

Förderung" is t ,  dass d ie Schul t räger  zukünf t ig  d ie

Möglichkeit haben werden, Förderschulen zu Kompe-

tenzzentren für die sonderpädagogische Förderung

auszubauen. Diese werden die Leistungen der Förder-

schulen durch andere Angebote zur Diagnose, Beratung

und ortsnahen präventiven Förderung ergänzen ($ zo).

Ei genvera ntwortt iche Sch u le

Die Schulen in Nordrhein-Westfalen werden schrittwei-

se zu,,eigenverantwortl ichen Schulen" (insbesondere

!$ f, Sg).Die am Schulleben Beteil igten werden künftig

gemeinsam handeln, ein klares Ziel für ihre Arbeit an

der Schule formulieren und aus den Ergebnissen ent-

sprechende Konsequenzen ziehen. Die Schulaufsicht

wird den Entwicklungsprozess beratend und unterstüt-

zend begleiten. Damit ist gleichzeitig.ein Pandigmen-

wechselfür die Schulaufsicht verbunden: nicht die Auf-

sicht, sondern Beratung und Unterstützung der Schulen

stehen künftig im Vordergrund.

Wichtige Schritte auf dem Weg zur ,,eigenverantwortli-
chen Schule" sind die Übertragung von Dienstvorge-

setztenfunkionen auf die Schulleiterinnen und Schul-

leiter und die Einführung der Wahl der Schulleiterinnen

und Schulleiter durch die Schulkonferenz.

Eine Experimentierklausel ermöglicht den Schulen die

E rprobu n g neuer Model le erweite rter Sel bstverwa ltung

und Eigenverantwortung ($ z5).

Vorsch u I ische 5 prachförderu n g

Eine altersgemäße Sprachentwicklung und die Beherr-

schung der deutschen Sprache sind Voraussetzung für

ein erfolgreiches Lernen. Daher soll künftig früher als

bisher mit einer gezielten vorschulischen Sprachförde-

rung begonnen werden: Bei allen Kindern wird bereits

zwei Jahre vor der Einschulung festgestellt werden, ob

ihr Sprachvermögen altersgemäß entwickelt ist und ob

sie die deutsche Sprache hinreichend beherrschen. Dies

geschieht in der Verantwortung der Schulämter. Vor-

gesehen ist ein zweistufiges Verfahren in den Kinder-

tageseinrichtungen und in den Crundschulen.

Da Kinder die beste Förderung durch den Kontakt mit

anderen Kindern erhalten, ist die vorschulische Sprach-

förderung in erster Linie eine Aufgabe der Kindertages-

einrichtungen, die dazu vom Land zusätzliche Mittel

erhalten werden. Eltern von Kindern, bei denen ein

sprachlicher Förderbedarf festgestellt wird, und deren

Kinder noch keine Kindertageseinrichtung besuchen,

wird daher zunächst geraten, ihr Kind in einer Kinder-

tageseinrichtung anzumelden. Wenn Eltern ihr Kind

nicht an einer Kindertageseinrichtung anmelden, kön-

nen sie, wenn bei ihrem Kind ein sprachlicher Förder-
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bedarf festgestellt worden ist, verpfl ichtet werden, ihr

Kind zu e inep vorschul ischen Sprachförderkqrs zu

schicken. Diese Kurse sollen in erster Linie von den

Kindertageseiprichtungen als Familienzentren einge-

richtet werden.

Mit der früher beginnenden, gezielten vorschulischen

5prachförderung ist die Erwartung verbunden, eine sta-

b i le  Grundlage für  das schul ische For tkommen al ler

Kinder zu legen und den Einfluss der sozialen Herkunft

auf  den Bi ldungserfo lg zu verr ingern.

Vorziehen der Einsch ulung

Der Stichtag für das Einschulungsalter wird beginnend

mit dem Schuljahr zooTlzoo9 schrittweise vom 3o. Juni

auf den 3r. Dezember verlegt ($ 35)r

zum Schul jahrzoo7lzooS auf  den 3r .Ju l i ,
zum Schuljah r zoog/zoto auf den 3r. August,

zum Schuljahr zotl lzolz auf den 3o.September,
zum Schuljahr zovlzot3 auf den 3r. Oktober,

zum Schuljahr zot3/zot4 auf den 3o. November,

zum Schufjah r zol4/zot5 auf den 3r. Dezember.

Den Eltern bleibt es weiterhin unbenommen, für ein

nach dem jeweil igen Stichtag geborenes Kind eine frü-

here Einschulung zu beantragen, wenn es schulfähig

ist. Kinder, die nach dem 3o. September das sechste

Lebensjahr vollenden, können auf Antrag der Eltern

auch e in Jahr  später  e ingeschul t  werden,  ohne d ies im

Einzelnen begründen zu müssen.

Durch das Vorziehen des Einschulungsalters wird die

Zeit, in der die Kinder nach heutigem Erkenntnisstand

besonders lern- und aufnahmebereit sind. effektiver

genutzt. Das Vorziehen wird über mehrere Jahre ge-

streckt, um zum einen die Kapazitäten der 5chulträger

nicht zu sprengen und um zum anderen die Grund-

schulpädagogik den Bedürfnissen jüngerer 5chülerin-

nen und Schüler entsprechend schrittweise weiterent-

wickeln zu können.

Aufnahme in die Schule/Aufhebung
Schulbez i rke für  Grundschulen und
Berufsschulen

Die Schulbezi rke für  öf fent l iche Crundschulen und

Berufsschulen werden beginnend mit dem Schuljahr
z.oo8/zoog abgeschafft (g 84 Abs. r). Hinsichtl ich der

Crundschulen wird das Gesetz den Kommunen jedoch

die Möglichkeit eröffnen, diesen Schritt bereits vorzei-

tig zum Schuljahr zooT/zoo8 zu vollziehen.

Dessen ungeachtet hat jedes Kind einen gesetzlichen

Ansprucfr  auf  Besuch der  wohnortnächsten Grund- '

schule in  seiner  Gemeinde im Rahmen der  vom Schul-

träger festgesetzten Aufnahmekapazität. Es wird den

Eltern künftig jedoch freistehen, ihr Kind an einer ande-

ren als der wohnortnächsten Grundschule anzumel-

den, und zwar ohne sich dafür gegenüber der Schulauf-

sichtsbehörde rechtfertigen zu müs5en. Die 5chulwahl

kann damit den vielfält igen individuellerf Bedürfnissen

von Eltern und Kindern, die sich insbesondere aus der

Notwendigkeit, Familie und Beruf zu vereinbaren, erge-

ben, Rechnung tragen. Außerdem wird die Profi lbildung

und die Qualitätsentwicklung in den Schulen unter-

stützt.

Grundschulen,  d ie unter  erschwerten Bedingungen

arbeiten, wird die Landesregierung besonders unter-

stützen. Schon zum r. August diesen Jahres'werden 6oo

zusätzliche Grundschullehrerinnen und' -lehrer, nach

einem Sozialindex zugewiesen, die Kollegien an unter

schwierigen Bedingungen arbeitenden Schulen verstär-

ken. Die Schulpolit ik wird sich gerade solcher Schulen

besonders annehmen.

Die Crundsätze gelten für die Berufsschulen entspre-

chend. Jede und jeder Auszubildende hat einen An-

spruch auf den Besuch der Berufsschule, die der Aus-

bildungsstätte am nächsten l iegt. Auszubildende kön-

nen im Rahmen der  Aufnahmekapazi tät  und wenn der

Ausbildungsbetrieb zustimmt aber auch eine andere,

insbesondere woh nortnähere Berufsschule besuchen.

Um sicherzuste l len,  dass durch d ie Aufhebung der

5chulbezirke für Berufsschulen insbesondere in Bal-

lungsrandzonen keine Cefährdungen bestehender

Berufsschulstandorte im kreisangehörigen Raum ent-

stehen, sind die Schulträger künftig gehalten, in enger

Zusammenarbeit und gegenseitiger Rücksichtnahme

auf ein regional ausgewogenes, differenziertes Ange-

bot zu achten. Dies gilt im Besonderen für den Bereich

der Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbil-

dung.  Für  e inzelne Ausbi ldungsberufe können außer-

dem Bezirksfachklassen sowie bezirksübergreifende

Fachklassen gebildet werden ($ 8a Abs. z), wenn ein

Schufträger wegen der geringen Zahl der Auszubilden-

den in bestimmten Berufen keine Fachklassen anbieten

kann.
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Für Förderschulen können Schuleinzugsbereiche gebil-

det werden ($ 8+ Abs. z ).

Organisat ion des Schulanfangs und
I nd ivid uel le Förderung/Lernstudios

Für einen erfolgreichen Schulbeginn muss die Zusam'

menarbeit zwischen den Grundschulen und den Kin-

dertageseinrichtungen weiter verbessert werden. Alle

Kinder, die schulpflichtig sind, werden eingeschult und

in der Grundschule individuell gefördert. Dazu entwik-

keln alle Grundschulen ein schulinternes Förderkon-

zept. Die Förderung kann in innerer Differenzierung

oder - bis zur Hälfte der wöchentlichen Stundentafel -

auch in äußerer Differenzierung (Lernstudio) erfolgen.

Crundschulen, die angesichts ihrer Rahmenbedingun-
gen vor besonderen sozialen Herausforderungen ste-

hen, erhalten Personalressourcen wie zum Beispiel sozi-

alpädagogische Fachkräfte (aus den ehemaligen Schul-

kindergärten) oder zusätzliche Lehrerinnen und Lehrer.

Künftig entscheidet allein die Schulkonferenz darüber,

ob die beiden ersten Schuljahrejahrgangsbezogen oder
jahrgangsübergreifend organisiert werden. Eine Ent-

scheidung gilt für mindestens vier Jahre.

Eine Bevorzu gung der ja hrgangsübergreifenden Unter-

richtsorganisation, wie im alten Schulgesetz festgelegt'

findet nicht mehr statt. Insoweit bedarf es zur Einfüh-

rung einer anderen Organisationsform als des jahr-

gangsübergreifenden Unterrichts auch keines Vor-

schlags der Schulleitung mehr.

Übergang von der Grundschule in wei-
terführende Schulen

Die Eltern wählen auch künftig grundsätzlich die wei-

terführende Schule (Hauptschule, Realschule, Gymna-

sium oder Gesamtschule) ihres Kindes. Die Verbind-

lichkeit dds Grundschulgutachtens wird aber im Inte-

resse des Kindeswohls erhöht ($ rr). Die derzeit zu hohe

Tahl der Schulformwechsel in der Sekundarstufe | (ins-

gesamt im Schuljahr zooglzoo6 r4.3zo), d. h. der

Schulformwechsel vom Gymnasium zur Hauptschule

$66 Schülerinnen und Schüler) und zur Realschule

(6.o+Z) sowie von der Realschule zur Hauptschule

(7.7o7) und Klassenwiederholer in der Sekundarstufe I

(Hauptschule:  r3.o25,  Realschule:  t4 .o58,  Gymnasium:

9.o83, 6esamtschule - überwiegend ab Klasse 9 -

2.923, insgesamt: 39.092) soll verringert werden.

Der Elternwille soll zurücktreten, wenn ein Kind für die

gewählte Schulform offensichtl ich nicht geeignet ist-

Das heißt konkret:

In der Empfehlung wird künftig die Schulform (Haupt-

schule oder Realschule oder Cymnasium) benannt, für

die das Kind nach Auffassung der Grundschule geeig-

net ist, sowie gegebenenfalls eine weitere Schulform,

für die es nach Auffassung der Grundschule mit Ein-

schränkungen geeignet ist. Außerdem wird die Ge-

samtschule benannt.

Wollen die Eltern ihr Kind an einer Schule einer Schul-

form anmelden, für die es nach der Grundschulempfeh-

lung mit Einschränkungen geeignet ist, müssen sie vor

ihrer endgültigen Entscheidung an einem Beratungs-

gespräch der in Blick genommenen weiterführenden

Schule teilnehmen.

Beabsicht igen s ie,  ihr  Kind an e iner  Schule e iner

Schulform anzumelden, die in der Crundschulempfeh-

lung nicht benannt wird, d.h. für die das Kind nach

Auftassung der Grundschule auch nicht mif Einschrän-

kungen geeignet ist, entscheidet ein dreitägiger Pro-

gnoseunterricht, ob das Kind zum Besuch der ausge-

wählten Schulform zugelassen wird. lm Vorfeld ist die

gewünschte weiterführende Schule verpflichtet, den

Eltern Beratung anzubieten.

Der Prognoseunterricht wird in der Verantwortung des

Schulamtes durch eine Schulaufsichtsbeamtin oder

einen Schulaufsichtsbeamten des 5chulamtes geleitet.

Den Unterricht erteilen jeweils eine Lehrerin oder ein

Lehrer einer Crundschule und einer weiterführenden

Schule. Nach Abschluss des Prognoseunterrichts wird

eine Schülerin oder ein Schüler nur dann nicht durch

abschließenden Bescheid des Schulamtes zum Besuch

der gewählten Schulform zugelassen, wenn alle am

Prognoseunterricht beteil igten Personen einstimmig

davon überzeugt sind, dass die Eignung für die gewähl-

te Schulform offensichtl ich ausgeschlossen ist, die

Schülerin oder der Schüler also auch nicht mit Ein-

schränkungen für die gewählte Schulform geeignet ist.

Melden die Eltern ihr Kind trotz einer Empfehlung der

Grundschule für  das Cymnasium an der  Hauptschule

oder der Realschule oder trotz einer Empfehlung für die

Realschule an der Hauptschule an, rät ihnen diese Schu-

le, der Empfehlung der Grundschule zu folgen. Bleiben

die Eltern danach bei ihrer Wahl, fordert die weiterfüh-

rende Schule sie auf, ihr Kind zum Prognoseunterricht
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anzumelden.  Dessen Ergebnis is t  e ine wei tere

Entscheidungshilfe für die Eltern. Dieses Verfahren

trägt der besonderen Verantwortung der Schule für

Kinder aus b i ldungsfernen Fami l ien und für  Kinder  mi t

Zuwanderungsgeschichte Rechnung.

8. Erhöhung der Durchlässigkeit

lm Verlauf der Sekundarstufe I wird der,,Aufstieg" lei-

s tungsfähiger  Schüler innen und Schüler  in  e ine andere

Schulform stärker als bisher ermöglicht und gefördert.

Z ie l  is t  e ine grundlegende Erhöhung der  Durchlässig-

keit zwischen den Schulformen, und zwar nicht erst ab

Klasse ro, sondern bereits auch in der Sekundarstufe I
($! rl, +6).

Künftig soll die Klassenkonferenz nach jedem Schul-

halbjahr der Erprobungsstufe, d. h. der Klassen 5 und 6

entscheiden, ob den Eltern leistungsstarker Schülerin-

nen und Schüler ein Wechsel der Schulform im Sinne

eines,,Aufstiegs" empfohlen werden soll. Nach der Er-

probungsstufe wird dies im Zusammenhang mit jeder

Versetzungsentscheidung geschehen.  Ein, ,Aufst ieg"

soll stets dann in Betracht gezogen werden, wenn in

den Fächern mi t  Klassenarbei ten e in Notendurch-

schni t t  von mindestens 2,o erre icht  wi rd und d ie

Schülerin oder der Schüler auch in der Lage ist, mit

Erfolg am Unterricht in den Fremdsprachen teilzuneh-

men.  Die Übergangsmögl ichkei ten zwischen den

Schulformen Real- und Gesamtschule sowie Gymna-

sium am Ende der Orientierungsstufe werden durch

das Vorziehen der z. Fremdsprache in die Klasse 6 gesi-

cher t .  Durch d ie Berei ts te l lung e ines zusätz l ichen

Stundenvolumens von 5 Stunden in den Klassen 5 bis 9
l- des Cymnasiums, über die Stundentafelerweiterung
.  für  a l le  5chul formen hinaus,  wi rd d ie indiv iduel le

Förderung gerade auch von Aufsteigern, z. B. in Teil-
gruppen, ermöglicht. Für Hauptschüler steht der Über-
gang nach Klasse 5 in  a l le  Schul formen oder -  und das
ist der Regelfall - nach Klasse 6 der Übergang in die
Realschule oder die Gesamtschule offen, in denen der
Bildungsgang auch ohne z. Fremdsprache fortgeführt
werden kann.

Gleichzeitig wird den Abstiegen und Nichtversetzun-
gen durch gezielte Fördermaßnahmen entgegenge-
wirkt werden. Für die Umsetzung wird das Land ent-
sprechende personelle Ressourcen zur Verfügung stel-
len.

9. Bi ldungsauftrag der einzelnen
5ch u l formen/E rzieh u n gsziele

Der bislang im Schulgesetz nicht festgelegte Bildungs-

auftrag der Hauptschule, der Realschule un{ des Gym-

nasiums wird entsprechend den Empfehlungen der

Kultusministerkonferenz im Schulgesetz beschrieben
($5 rC, r5, r6). Damit wird das nordrhein-westfälische

Schulgesetz an vergleichbare Cesetze anderer Länder

angepasst, die Regelungen zu den spezifischen Aufga-

ben der Schulen des gegliederten Sclulwesens enthal-

ten.

Darüber hinaus *draun die in Artikel 7 deivurfassung

für  das Land Nordrhein-West fa len n iedergelegten

Erziehungsziele, insbesondere die Ehrfurcht vor Gott,

die Achtung vor der Würde des Menschen und die Be-

reitschaft zum sozialen Handeln durch die Aufnahme in

das Schulgesetz betont.

ro. Neuorganisat ion des Bi ldungsgangs im
Gymnasium/Abitur nach 12 Jahren ohne
Qualitätsverlust
Das bisher vorgesehene Modell ,,to + z" für die Ver-

kürzung der Schulzeit bis zum Abitur wird durch das

Modell ,,g + j" ersetzt ($$ rz bis r7): Die Sekundarstufe I

endet  am Cymnasium berei ts  nach Klasse 9,  anschl ie-

ßend bleibt es bei einer dreijährigen Oberstufe. Die

Klasse to wird am Cymnasium in g le icher  Form wie d ie

Klasse r r  an der  Gesamtschule Einführungsphase der

gymnasialen Oberstufe. Es bedarf nicht wie im Modell

,,1o + 2" einer Auswahlentscheidung des Schulträgers,

welche Gymnasien oder Gesamtschulen eine Einfüh-

rungsphase für Absolventinnen und Absolventen der

Realschulen und Hauptschulen erhalten. Vielmehr kön-

nen diese nach dem Modell ,,9 + 3" die gymnasiale

Oberstufe an einem Gymnasium oder einer Gesamt-

schule - auch an einer Ersatzschule - ihrer Wahl besu-

chen. In ländlichen und kleinstädtischen Regionen wird

damit sichergestellt, dass Absolventinnen und Absol-

venten der  Hauptschulen und Realschulen,  d ie das

Abitur erwerben möchten, ihren Bildungsweg in der

Gemeinde fortsetzen können. Darüber hinaus bleiben

Auslandsaufenthalte für Schülerinnen und Schüler an

Cymnasien weiterhin ohne Verzögerung der Schullauf-

bahn realisierbar, während dies nach dem Modell ,,to +

z"  n icht  der  Fal l  gewesen wäre.

Schließlich hat das neue Modell noch einen weiteren

Vorzug:  In der  Einführungsphase der  gymnasia len
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Oberstufe, der Klasse ro, gilt künftig nicht mehr der
KlassenfJequenzwert der Sekundarstufe I mit z8 Schü-
lerinnen und Schülern, sondern die geringere Oberstu-
fenrelation. Damit wird die Benachteil igung der Gym-
nasia lschüler innen und -schüler  durch das Model l , , to  +
z" beseitigt.

Besonders leistungsfähige Schülerinnen und Schüler

der Cesamtschule und der Realschule können bei Un-

terricht in der zweiten Fremdsprache in der Sekundar-

stufe I direkt in die Qualif ikationsphase ,,springen".
Absolventinnen und Absolventen der Hauptschule kön-

nen wegen der fehlenden zweiten Fremdsprache, wie

auch bisher, allein in die Einführungsphase eintreten.

Über die Stundentafelerweiterung für alle 5chulformen

hinaus (von t79 auf r88 Stunden), wird im verkürzten

Bildungsgang am Gymnasium jetzt nochmals ein zu-

sätzliches Stundenvolumen von weiteren fünf Stunden

in den Klassen S bis g bereitgestellt. Dadurch sollen

Qualitätsverluste verhindert und individuelle Förder-

möglichkeiten, auch in Teilgruppen, verbessert werden.

Auch in Nordrhein-Westfalen werden damit die Vorga-

ben der Kultusministerkonferenz, nämlich :55 Stunden

bis zum tzjährigen Abitur, eingehalten. Dies war nach

den bisherigen Planungen im Modell,,ro + z" nicht vor-
gesehen.

Reform der gymnasialen
Oberstufe/ Berufl iche Gym na sien

Die gymnasiale Oberstufe wird grundlegend refor-

miert, um ihre allgemein bildende Funktion zu stärken

und d ie Studier fähigkei t  der  Abi tur ient innen und
Abiturienten zu verbessern (55 r6, r8).

Künftig wird es das bisherige System der Grund- und
Leistungskurse mit seiner Überspezialisierung nicht
mehr geben. ln der Qualif ikationsphase werden ver-

bindliche und wählbare Fächer dem sprachlich-litera-
risch-künstlerischen, dem gesellschaftswissenschaftl i-

chen und dem mathematisch-naturwissenschaftl ich-
technischen Aufgabenfeld zugeordnet werden. Der
Unterricht in diesen Aufgabenfeldern sowie in den
Fächern Religionslehre und Sport soll eine gemeinsame

Crundbildung in angemessenem Umfang sicherstellen
und e ine ver t ie f te Bi ldung in indiv iduel len Schwer-
punktbereichen gewährleisten. Die für die Studierfä-
higkeit grundlegenden Kernfächer Deutsch, Mathema-
tik und eine fortgeführte Fremdsprache werden gene-
rell mit vier Wochenstunden auf einem erhöhten Anfor-

derungsniveau unterrichtet und im Abitur geprüft wer-

den.

Die angesprochene individuelle Schwerpunktsetzung

erfolgt über die Wahl eines ebenfalls vierstündig unter-

richteten ,,Profi lfaches" (eine Fremdsprache oder eine

Naturwissenschaf t )  sowie e ines, ,Neigungsfaches"

(sonstige Fächer). Eines dieser Fächer ist das vierte

schr i f t l iche Prüfungsfach.  Aus dem verble ibenden

Fächerkanon ist ein fünftes mündliches Prüfungsfach

zu bestimmen. Nach Entscheidung der Schülerinnen

und Schüler werden gemäß dem Entwurf der Ober-

stufenvereinbarung der  KMK drdi  der  v ierstündig

unterrichteten Fächer mit erhöhtem Anforderungs-

niveau doppelt gewertet werden.

In den meisten Gymnasien und Gesamtschulen gilt die
neue Oberstufe ab dem Schuljahr zoro/zorr, also für die
Schü le r i nnen  und  Schü le r  de r  j e t z i gen  K lasse  5
(Ausnahme: Sch u l jahr zoog / zoto fü r Sch ülerinnen u nd
Schüler  in  15 Schulen,  d ie im Schul jahr  zoo5/zoo6 in
den verkürzten Bildungsgang eingetreten sind).

Berufskollegs mit Bildungsgängen, die gemäß g z:
Abs. 5 zur allgemeinen Hochschulreife führen, sollen
künftig die zusätzliche Bezeichnung,,Berufl iches Gym-
nasium" führen können. So soll diesen Schulen ermög-
licht werden, werbend auf ihre Bildungsgänge hinzu-
weisen.

rz. Dokumentation des Arbeitsverhaltens
und Sozialverhaltens sowie besonderen
Engagements auf dem Zeugnis
Die Zeugnisse enthal ten künf t ig  Aussagen zum
Arbeitsverhalten und zum Sozialverhalten, denen die
Notenstufen ,,sehr gut", ,,gut", ,,befriedigend" und

,,unbefriedigend" zu Grunde gelegt werden (g 49). Die
Schulen können aufgrund e iner  Entscheidung der

Schulkonferenz neben den Notenstufen ergänzende
Beschreibungen aufnehmen.  Die Entscheidung im

Einzelfall tr ifft die Zeugnis- oder Versetzungskonferenz.

Darüber h inaus sol l  nach Entscheidung der  Zeugnis-

und Versetzungskonferenz in  e inem zusätz l ichen

Bemerkungsfe ld besonderes schul isches und auf
Wunsch der Schülerin oder des Schülers auch außer-
schul isches gemeinwohlbezogenes Engagement ge-

würdigt werden. Abschluss- und Abgangszeugnisse sol-



len eine Zusammenschau solcher Leistungen aus der
gesamten Schulzeit enthalten (g 49).

Beide Maßnahmen spiegeln die stärkere Betonung der
sozialen Kompetenzen wider.  Soziale Kompetenzen
gehören heute neben dem Fachwissen zu den
Grundvoraussetzungen für das erfolgreiche Durchlau-
fen des Bildungs- und des Berufswegs. Das Bildungs-
wesen muss an diese Anforderungen entsprechend
angepasst werden.

Die Neuregelung tritt erst - wegen der notwendigen
vorherigen Anpassung der Ausbi ldungsordnungen -
zum r. August zooT in Kraft.

t3. Stärkung der diszipl inarischen Rechte
der Lehrerinnen und Lehrer/Ahndung
von Sch u I pflichtverletzu ngen
Die d isz ip l inar ischen Rechte der  Lehrer innen und Lehrer
werden gestärkt (g Sl). Rechtsbehelfe, die sich gegen
die Überweisung in eine Parallelklasse oder den vor-
übergehenden Ausschluss vom Unterr icht  wenden,
haben künftig keine aufschiebende Wirkung mehr. Die
Entscheidung über e inen schr i f t l ichen Verweis,  e ine
Überweisung in e ine Paral le lk lasse oder e inen vorüber-
gehenden Ausschluss vom Unterr icht  l iegt  bei  der
Schul le i tung;  d iese kann d ie Entscheidung auf  e ine
Teilkonferenz übertragen.

Diese Anderungen dienen der Verfahrensbeschleuni-
gung und der Verbesserung der Wirksamkeit der betref-
fenden Ordnungsmaßnahmen.

Zukünftig werden Schulpfl ichtverletzer bereits ab dem
vollendeten 14. Lebensjahr selbst für ihr.e Schulver-
säumnisse verantwortl ich gemacht. Insbesondere in
den Fäl len,  in  denen s ich e ine 5chüler in oder  e in Schüler
dem el ter l ichen Einf luss entzogen hat ,  wi rd d ie
Ef fekt iv i tä t  des Bußgeldver fahrens damit  deut l ich
erhöht.

Es b le ibt  jedoch dabei ,  dass d ie Schule s ich zunächst
darum zu bemühen hat durch eine umfassende Bera-
tung der Beteil igten (Eltern sowie Schülerinnen oder
Schüler) den Sinn und Zweck der 5chulpfl icht verständ-
lich zu machen und ggf. durch eine erzieherische Maß-
nahme oder durch d ie Verhängung e iner  Ordnungs-
maßnahme gemäß g 53 e ine Verhal tensänderung her-
beizuführen. Sofern ein Jugendlicher das Bußgeld nicht
bezahl t ,  kann ihm durch das Jugendger icht  gemäß g 98

- ( , -

Abs. t Ordnungswidrigkeitengesetz auferlegt werden,

anstelle der Geldbuße Arbeitsleistung (also gemeinnüt-

zige Arbeit) zu erbringen. Eine unmittelbare Anordnung
ist bundesgesetzlich nicht möglich und landesgesetz-
l ich wegen des Vorrangs des Bundesrechts nicht ein-
führbar.

Unberührt bleibt die Möglichkeit, ein Ordnungswidrig-
keitsverfahren gegen die Eltern durchzuführen, da es
ihnen gemäß $ 4r Abs. r Schulgesetz obliegt, für die
Erfüllung der Schulpfl icht zu sorgen.

Zuständig für den Erlass des Bußgeldbe5qheids ist die
Schulaufsichtsbehörde. 5ie wird auf Antrag der Schule
tätig.

14. Zusammenarbeit zwischen Schule und
Jugendhi l fe

Die immer notwendiger werdende verstärkte Zusam-
menarbeit von Schule und Trägern der öffentl ichen und
freien Jugendhilfe wird im neuen Schulgesetz hervorge-
hoben (59 36, 4r, 8o). Insbesondere wird der Schutz-
auftrag der Schulen gegenüber den ihnen anvertrauten
Kindern dahingehend konkretisiert, dass sie bei jedem

Anschein von Vernachlässigung oder Misshandlung von
5chüler innen und 5chülern rechtzei t ig  über  d ie
Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer  Ste l len
entscheiden ($ 4:).

t5. Eintr i t t  in die duale Ausbi ldung bereits
nach Klasse 9
Jugendlichen wird die Möglichkeit eröffnet, bereits
nach neun Schuljahren in ein Berufsausbildungsver-
hältnis zu treten. Diese erfüllen dann ihre zehnjährige
Vollzeitschulpfl icht durch den Besuch einer Fachklasse
im Rahmen des dualen Systems (g 37). Brechen solche
Schüler innen und Schüler  ihre Berufsausbi ldung nach
kurzer Zeit wieder ab, setzen sie ihre Schullaufbahn im
Berufsorientierungsjahl im Berufsgru ndsch ulja h r oder
in der einjährigen vollzeitschulischen Klasse für Schü-
lerinnen und Schüler ohne Berufsausbildungsverhältnis
fort. Eine Rückkehr in die Hauptschule oder eine andere
Schulform der Sekundarstufe I ist nicht vorgesehen.

t6. Sicherung der Unterr ichtsversorgung
Zqr Sicherung der Unterrichtsversorgung werden die
Schulleitungen verpfl ichtet, im Rahmen der personel-
len Ressourcen darauf  h inzuwirken,  dass kein Unter-
richt ausfällt und alle Vorbereitungen für das neue
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5chuljahr bis zum Schuljahresbeginn vollständig abge-
schlosspn sind ($ 59). Ferner wird der Auftrag an die
Schulen in das Schulgesetz aufgenommen, außerunter-
richtliche Veranstaltungen, die kein Unterricht in ande-
rer Form, d. h.  keine Klassenfahrten, Exkursionen,

Museumsbesuche etc. sind, grundsätzlich so zu organi-

sieren, dass in der Regel kein Unterricht ausfällt ($ +z).
Elternsprechtage sind im Interesse der Lernzeit der

Schülerinnen und Schüler, aber auch zur Förderung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht während der
Unterrichtszeit am Vormittag durchzuführen ($ ++).

r7. 5tärkung der Leitungsfunktion der
Schul lei ter innen und Schul lei ter

lm Rahmen des Konzepts der ,,eigenverantwortl ichen

Schule" kommt den Schulleitungen eine Schlüsselrolle

zu. lhnen müssen die notwendigen lnstrumente an die

Hand gegeben werden,  um auf  d ie Qual i tä t  des

Unterrichts nachhaltig einwirken zu können.

Den Schulleiterinnen und Schulleitern werden deshalb,

in Abhängigkeit zur Schaffung entsprechender Unter-

stützungssysteme, Aufgaben der oder des Dienstvor-

gesetzten übertragen. lhre Leitungsfunktion wird ins-

gesamt gestärkt ($ 59).

r8. Wahl der Schul lei ter innen und
Schul lei ter

Künftig werden, als ein wichtiger Baustein der eigen-

verantwort l ichen Schule,  d ie Schul le i ter innen und

Schulleiter von der Schulkonferenz gewählt ($ 6l).

Die obere Schulaufsicht schreibt die Stelle der Schul-

le i ter in  oder  des Schul le i ters mi t  Zust immung der

Schulkonferenz und des Schulträgers aus. Alle Kan-

didatinnen und Kandidaten, die nach Durchlaufen einer

Vorqualif izierung als für ein Schulleitungsamt geeignet

befundee wurden, können sich bewerben. Die obere

Schulaufsicht prüft die eingegangenen Bewerbungen.

Aus den Bewerbungen werden der erweiterten Schul-

konferenz (mit einem stimmberechtigten Vertreter der

Kommune und bis zu drei weiteren mit Teilnahmerecht)

die geeigneten Personen benannt; dabei sind unter

Beachtung des schulspezifischen Anforderungsprofi ls

möglichst zwei geeignete Personen zur Wahl vorzu-

schlagen. Die erweiterte Schulkonferenz wählt aus den

von der  oberen Schulaufs ichtsbehörde benannten

Personen die 5chulleiterin oder den Schulleiter. Der

Schulträger kann seine Zustimmung mit einer Zwei-

drittelmehrheit des nach der Hauptsatzung zuständi-

gen Cremiums verweigern. In diesem Fall kann die

Schulkonferenz innerhalb von vier Wochen einen zwei-

ten Vorschlag aus den vorliegenden . Bewerbungen

unterbreiten.

Aus verfassungsrechtlichen 6ründen bleibt das Ernen-

nungsrecht beim Land.

Potent ie l le  Kandidat innen und Kandidaten müssen

Kenntnisse und Fähigkeiten nachweisen, die für die

Leitung einer Schule unabdingbar notwenig sind. Dazu

gehören insbesondere ,,Fähigkeiten zur Führung, Or-

ganisation und Weiterentwicklung einer Schule". Zum

Nachweis der Kenntnisse und Befähigungen, die für die

Leitung einer Schule erforderlich sind, gehört im Regel-

fall auch die Teilnahme an einem Qualif izierungskurs
für Schulleitungen.

Hausberufungen sind möglich, sofern die betroffene

Lehrerin oder der betroffene Lehrer vor ihrer/seiner

Gtigkeit an der jeweil igen Schule (nicht als Referenda-

rin oder Referendar) in mindestens einer anderen

Schule oder in der Schulaufsicht gearbeitet und damit

ihre/seine Verwend u n gsbreite nachgewiesen hat.

Durch das neue Verfahren sowie das Zulassen der

Sprungbeftirderung und den Verzicht auf die einjährige

Wartezeit zwischen zwei Beförderungen wird der Kreis

der Bewerberinnen und Bewerber erheblich vergrößert.

Es wird so sichergestellt, dass die Schulkonferenz eine

wirkliche Auswahl aus einer Gruppe geeigneter Kan-

didatinnen und Kandidaten hat.

Die Ernennung erfolgt gemäß $ z5 b Landesbeamten-

gesetz zunächst im Beamtenverhältnis auf Zeit für eine

erste Amtszeit von fünf Jahren. Die Wiederwahl der

Schulleiterinnen und Schulleiter für eine zweite Amts-

zeit (ebenfalls fünf Jahre) und daran anschließend auf

Lebenszeit erfolgt wiederum durch die Schulkonferenz

(ebenfalls mit Vetorecht Schulträger).

19. Korrektur der,,Drittelparität" in der
Schulkonferenz

Die im letzten Jahr noch mit rot-grüner Landtagsmehr-

heit eingeführte so genannte Drittelparität in der

Schulkonferenz von Hauptschulen, Realschulen, Gym-

nasien und Cesamtschulen wird korrigiert ($ 66). Der

frühere Rechtszustand wird wieder hergestellt, so dass

die Lehrervertretung dort wie früher die Hälfte der

Stimmen hat. Dies ist wegen der Bedeutung der päd-



agogischen Fachkompetenz für den Erfolg der schuli-
schen Arbeit erforderlich.

In den Berufskollegs gehören der Schulkonferenz künf-
tig Vertreterinnen und Vertreter der Ausbildenden und
der Auszubi ldenden a ls  Mi tg l ieder  mi t  St immrecht  an,
wodurch e ine qngemessene Repräsentanz a l ler  am
Schulleben dieser Schulform Beteil igten hergestellt
wird.

Die Schulkonferenz kann in allen Schulformen eine Er-
höhung der Tahl ihrer Mitglieder, unter Beachtung des
durch das Schulgesetz vorgegebenen Verhältnisses,
beschließen. Dieses Recht ist Teil der eigenverantwortl i-
chen Schule.

zo.Verbesserung der Elternmitwirkung
Die El ternmitwirkung wird durch e ine Reihe von
Verbesserungen gestärkt und zugleich entbürokrati-
siert (insbesondere gg rr, 6r, 7o). 5o wirken die Eltern
künftig z.B. bei der Wahl der Schulleitung mit und ent-
scheiden als Mitglieder der Schulkonferenz über die
Organisat ion der  Schule ingangsphase in der  Crund-
schule (nach Jahrgängen getrennter oder jahrgangs-

übergreifender Unterricht). Die 5chulkonferenz kann
eine Erhöhung der Zahl der Elternvertreterinnen und
-vertreter in Fach- und Bildungsgangkonferenzen be-
schließen. Künftig erhalten sie bereits mit der Ladung
zu Sitzungen der einzelnen Mitwirkungsgremien die
erforderlichen Beratungsunterla gen.

Der im bisherigen Schulgesetz erstmals vorgesehene
Landeselternbeirat wird nicht eingeführt. Stattdessen
wird eine halbjährliche Konsultationspflicht des Schul-

:_-� - -ministeriums mit den landesweit organisierten Eltern-

, verbänden eingeführt ($ n) Dadurch wird ein regelmä-
ßiger  Dia log zwischen dem Minis ter ium und den

.  El ternver t retungensichergeste l l tundgle ichzei t igd ie

Autonomie der Verbände gewahrt.

zt. Öffnung der Schulpflegschaft für die
Schülervertretung

Vom Schülerrat gewählte Vertreterinnen und Vertreter
können künftig mit beratender Stimme an Sitzungen
der Schulpflegschaft teilnehmen (g Zz). Damit wird an
die bereits praktizierte Beteil igung von Schülerver-
treterinnen und -vertretern in der Klassenkonferenz
und der Klassenpflegschaft angeknüpft. Damit soll der
Dialog aller am Schulleben Beteil igten intensiviert wer-
den.

- t  -

Schüler innen und Schüler  können darüber h inaus,
wenn sie das 16. Lebensjahr vollendet haben, als Mit-
glieder der Schulkonferenz mit Stimmrecht an der
5chulleitungsbestellung mitwirken.

zz. Grundschu lverbü nde
Der Fortbestand kleiner wohnortnaher Grundschul-
standorte soll angesichts der stark zurückgehenden
Schülerzahlen durch die Bildung von Grundschulver-
bünden ermögl icht  werden.  Kle ine Grundschulen,  d ie
die gesetzlich vorgesehene Mindesfgröße nicht errei-
chen, sollen, wenn der Schulträger deren,Fortführung
für erforderlich hält, möglichst als Teilstandorte geführt
werden ($ 8z). Durch den Grundschulverbund entsteht
e ine e inhei t l iche Grundschule mi t  e inem Kol legium,
einer Leitung, einer Schulkonferenz und einer Schul-
pflegschaft, wobei an den Teilstandorten auch Teil-
pflegschaften mit entsprechend eingegrenztem Auf-
gabengebiet eingerichtet werden können. Die Errich-
tung e ines solchen Grundschulverbundes führ t  zu
einem effektiveren Ressourceneinsatz und verbessert
die pädagogischen Möglichkeiten an kleinen Grund-
sch u lstandorten.

Die Teilstandorte können entsprechend der Gliederung
der Crundschule auch bekenntnis- oder weltanschau-
ungsmäßig ausgerichtet werden. Mit der katholischen
und der evangelischen Kirche besteht damit Konsens,
dass auch Bekenntn isschulen in  Grundschulverbünde
eingebracht werden können. Auf diese Teilstandorte
sind gemäß der durch die Landesverfassung getroffe-
nen Grundentscheidung die gesetzlichen Vorgaben für
Bekenntnisschulen und für Weltanschauungsschulen
entsprechend anzuwenden. Ein wechselseitiger Lehrer-
einsatz zwischen den einzelnen Standorten, z. B. zur
Sicherstellung des Religionsunterrichts oder zur Einfüh-
rung des neuen Fachs Englisch, ist möglich, da es sich
um einen Lehrkörper handelt.

23. Offene Ca nztagsschu len/5ozia le
Staffel u ng von Elternbeiträgen
Es wird eine gesetzliche Ermächtigung zur sozialen
Staffelung bei der Erhebung von Elternbeiträgen für
außerunterrichtl iche Angebote im Rahmen der offenen
Canztagsschule in Schulen geschaffen (5 g, Art. + mit
Anderung des Cesetzes über Tageseinrichtungen für
Kinder - CTK). Damit wird Rechtssicherheit hinsichtl ich
dieser bisher lediglich auf Erlassebene bestehenden
Berecht igung der  Schul t räger  und der  Träger der



- ? -

Jugendhilfe hergestellt. Die neue Norm stellt sicher,
dass die Elternbeiträge auch dem Ausgleich zwischen
finanzschwachen und finanzstarken Eltern, Ortsteilen
und Schulen d ienen können.  Durch d ie vorgenommene
Verdoppelung des Lehreranteils seit dem r. z. zoo6 ist
d ie Mögl ichkei t  gegeben,  ind iv iduel le  Fördermaß-
nahmen im Canztag anzubieten.  Vor  a l lem auch Kinder
aus sozial schwächeren Familien sollen daran teilhaben
können. Nach einem neuen Fördererlass müssen Schul-
träger und Schulleiterinnen/Schulleiter auf die Staf-
fe lung h inweisen und h ierdurch auf  d ie Tei lnahme sol -
cher  Kinder  am Ganztag h inwirken,  d ie besonders e iner
ergänzenden Förderung bedürfen.

z4.Orga n isatorischer Zusam mensch I uss
von Schulen
Die Möglichkeit, Schulen unterschiedlicher Schulfor-
men organisatorisch zusammenzufassen ($ 83), wird
beschränkt  auf  Hauptschulen und Realschulen sowie
auf  Hauptschulen und Cesamtschulen -  nur  mi t  der  Se-
kundarstufe | - (Aufbauschule), da dies nur in diesem
Umfang schul fachl ich ver t retbar  is t .  Durch solche
Zusammenschlüsse kann unter  best immten Rahmen-
bedingungen das Angebot entsprechender wohnortna-
her  wei ter führender Schulen im ländl ichen Raum für
die Zukunft gesichert werden.

25. Einführung Quali tätsanalyse an Schulen
(,,5chul-TÜV")

Die neue Qualitätsanalyse an 5chulen wird gesetzlich
verankert. 5ie ist zwar ein Teil von Schulaufsicht, unter-
scheidet sich jedoch von dieser in wesentlichen Punk-
ten. lm Hinblick auf ihre Feststellungen und Beurteilun-
gen sind die Prüferinnen und Prüfer weisungsfrei. Ahn-
lich der Funktion von Unternehmensberatungen sam-
meln die Qualitätsprüferinnen und -prüfer Informatio-
nen übegdie bestehenden Schulentwicklungsprozesse.
Die 5chulen erhalten konkrete Rückmeldungen über
ihre 5tärken und Schwächen und mögliche Defizite.
Den abschließenden Bericht werten sie selbständig in
ihren Gremien aus.  Die s ich daraus ergebenden Maß-
nahmen werden zur  Grundlage für  Z ie lvere inbarungen
mit  der  Schulaufs icht .

Die Qualitätsteams aus je zwei Personen werden die
Schuf  en,  beginnend mi t  dem Schul jahr  zooSlzoo7,  in
regelmäßigen Abständen für jeweils drei bis vier Tage
besuchen. Der Besuch wird drei Monate vorher ange-

meldet, sechs Wochen vorher wird im Rahmen einer

Konferenz über den Ablauf der Qualitätsanalyse infor-

miert. Das Team beobachtet etwa 5o Prozent des
Lehrerkollegiums im Unterricht. Es werden insgesamt
sechs Qualitätsbereiche erfasst. Bei der Zusammenset-
zung der  Mi tarbei ter innen und Mi tarbei ter  der

Qualitätsanalyse sind die Schulformen angemessen zu
berücksichtigen ($ 86).

Die Qualitätsanalyse kann auf Wunsch des jeweil igen

Schulträgers auch an Schulen in freier Trägerschaft er-
fo lgen.  Vorab wird d ie Zusammenarbei t  im Einzelnen in
einer Kooperationsvereinbarung geregelt werden.

26. Beibeha ltu ng der sch u lformbezogenen
Schulaufsicht

Die Selbstverpfl ichtung des Landtags, den Schulämtern
für  a l le  Schul formen bis  zum r .  Januar zoog durch
Gesetz schulaufsichtl iche Aufgaben zu übertragen und
die schulformübergreifende Ausübung der Schulauf-
sicht festzulegen, wird gestrichen (g 88). Dieser Vorstoß
der früheren Regierungskoalit ion zur Schwächung des
gegliederten Schulsystems wird rückgängig gemacht.

27. Lern m itte lfre i h eit,
Sch ü lerfa h rkostenerstattung

Die Regelung in ! r3z Abs. 9 des Schulgesetzes, wonach
Schüler innen und Schüler  unter  den dor t  genannten
Voraussetzungen im Schuljahr zoo5/zoo6 wegen des
Empfangs von Leistungen nach Absatz z des Sozialge-
setzbuchs l l (vormals laufende Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem Bundessozialhilfegesetz) von der Zah-
lung des Eigenanteils befreit waren, ist ausgelaufen.

Die für diesen Bereich zuständigen Schulträger ent-
scheiden künftig in eigener Verantwortung über weite-
re Entlastungen vom von den Eltern aufzubringenden
Eigenanteil bei der Lernmittelfreiheit und der Schüler-
fahrkostenerstattung ($$ g6, SZ).

z8.Sicherung des Beamtenstatus der
Lehrerinnen und Lehrer
Die von der früheren Landesregierung vorgenomrnene
schulgesetzliche Befristung des Beamtenstatus der
Lehrerinnen und Lehrer zum 31. Dezember zooT entfällt
($ r33). Die Abschaffung des Beamtenstatus wird damit
gestoppt.
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z9.Würdigung der Schulen in freier
Trägerschaft

Die Bedeutung der Schulen in freier Trägerschaft wird
ausdrücklich im Schulgesetz gewürdigt, indem deren
Funktion für das öffentl iche Schulwesen in Nordrhein-
Westfalen, die über eine schlichte,,Ergänzung,. hinaus-
geht, hervorgehoben wird (g roo). Schulen in freier
Trägerschaft ,,bereichern" - so ausdrücklich jetzt im
Schulgesetz - das Schulwesen. Es wird überdie3 klarge-
stellt, dass für den Besuch einer ausländischen oder
internationalen Ergänzungsschule, deren Eignung zur
Erfü l lung der  Schulpf l icht  festgeste l l t  worden is t ,
grundsätz l ich keine Einzel -Ausnahmegenehmigung
mehr beantragt werden muss; eine Anzeige durch den
Schulträger an die zuständige Schulaufsichtsbehörde
r e i c h t  a u s  ( $ : + ) . D i e  e u a l i t ä t s a n a l y s e  k a n n  a u f
Wunsch und in Kooperation mit dem jeweil igen Schul_
träger auch im Bereich der Schulen in freier Träger_
schaft erfolgen (g 86).

3o. Einheit l iche Schulkleidung fü r
Schüler innen und Schüler
Der Aufgabenkatalog der Schulkonferenz wird um die
Möglichkeit ergänzt, eine Empfehlung zum Tragen ein_
heitl icher Schulkleidung aussprechen zu können, sofern
alle in der Schulkonferenz vertretenen Schülerinnen
und Schüler  zust immen.

Sowohl in Nordrhein-Westfalen als auch in andere Bun_
desländern gibt es Schulen, die gute Erfahrungen mit
e iner  e inhei t l ichen Schulk le idung gemacht  haben.  5 ie
kann dazu beitragen, die Ausgrenzung von Schülerin-

-� nen und 5chülern zu vermeiden und ein gutes Lern- und
Sozia lk l ima an den Schulen zu entwickeln.


